
Unterschwellenvergabe NRW 2026:
Wie der Einstieg in die „neue Vergabefreiheit“ 
jetzt noch gelingen kann!

Morgenlage, 11.12.2025

Martin Hahn Christina Hamacher, B.A.

Rechtsanwalt, Partner,

Fachanwalt für Vergaberecht

Rechtsanwältin



Vergaberechtsnovelle NRW – Rechtslage ab 01.01.2026

• § 26 KomHVO wird aufgehoben 

• Vorrang der öffentlichen Ausschreibung und der beschränkten Ausschreibung mit 

Teilnahmewettbewerb entfallen

• ebenso die Vorgaben für die Auswahl anderer Vergabeverfahren (beschränkten 

Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb, Verhandlungsvergabe mit oder ohne 

Teilnahmewettbewerb bzw. einer freihändigen Vergabe)

• Geltung der Kommunalen Vergabegrundsätze NRW wird aufgehoben → VOB/A 1. Abschnitt und 

UVgO nicht mehr anwendbar

• Formvorschriften, Pflicht zur Auftrags- und Vergabebekanntmachung, Statistikpflichten, etc. nicht 

mehr verpflichtend

• § 75a GO NRW „Allgemeine Vergabegrundsätze“ wird neu in die GO NRW aufgenommen



Einführung des § 75a GO NRW –
Allgemeine Vergabegrundsätze

(1) Die Gemeinde hat die Vergabe von öffentlichen Aufträgen vorbehaltlich anderweitiger Rechtsvorschriften 

wirtschaftlich, effizient und sparsam unter Beachtung der Grundsätze von Gleichbehandlung und 

Transparenz zu gestalten. Dies gilt auch bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen, deren geschätzter 

Auftrags- oder Vertragswert ohne Umsatzsteuer unterhalb der jeweils geltenden Schwellenwerte nach § 106 

des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 

(BGBl. I S. 1750, 3245) in der jeweils geltenden Fassung liegt. Die Geltung höherrangiger Vorschriften sowie 

der Vorschriften für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, deren geschätzter Auftrags- oder Vertragswert 

die in Satz 2 genannten Schwellenwerte erreicht, bleibt unberührt.

(2) Die Gemeinde darf Regelungen, die die Durchführung von Vergaben einschränken, nur durch den 

Beschluss einer Satzung erlassen.
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Abs. 1: „höherrangige (auch gleichrangige) Vorschriften“

• Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 4. Teil = „Oberschwellenvergaberecht“

➢ gilt immer oberhalb der Schwelle, nicht durch Satzung abdingbar

• Binnenmarktrelevanz 

➢ Prüfung ist weiterhin Pflicht 

➢ weckt ein Auftrag grenzüberschreitendes Interesse, muss auch unterhalb der EU-Schwellenwert europaweit ausgeschrieben 
werden

• Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen (TVgG NRW)

➢ bei öffentlichen Aufträgen ab 25.000,00 € Auftragswert: Anwendung TVgG NRW

• Korruptionsbekämpfungsgesetz

➢ bei öffentlichen Aufträgen ab 500,00 €: Prüfung im 4-Augen-Prinzip usw.

• Wettbewerbsregistergesetz

➢ bei öffentlichen Aufträgen ab 30.000,00 €: Pflicht zur Nachfrage über eventuelle Eintragungen in das Wettbewerbsregister

• Mittelstandsförderungsgesetz 

• Sicherheitsüberprüfungsgesetz NRW
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Abs. 2: „Satzung, die Durchführung von Vergaben einschränkt“

• Interne Regelungen der Kommune oder des Kreises, die Durchführung von Vergaben „einschränken“

➢ nur wenn als Satzung von Rat oder Kreistag beschlossen!

• „Durchführung“ (= Satzungspflicht) oder doch nur „Organisation“ (= keine Satzungspflicht)?

➢ Übergängen sind oft fließend

➢ Thema wird zum Schluss genauer beleuchtet
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Inhalte einer Satzung? | Mustersatzung als Hilfestellung

• Orientierung an UVgO und VOB/A, aber bewusst offen gestaltet:

• Vergabearten: frei wählbar, keine Vorrangregelung mehr

• Wertgrenzen: müssen kommunal festgelegt werden → insbesondere für Direktaufträge, § 5 Abs. 1 

Mustersatzung 

• Dokumentation: nur noch als Generalklausel geregelt, aber: fortlaufende Dokumentation in 

Textform erforderlich

• Eignung & Ausschluss: Verweis auf §§ 123, 124 GWB, Eigenerklärungen ausreichend

• Zuschlagskriterien & Fristen: Flexibel, ohne feste Vorgaben → müssen „angemessen“ sein

• bietet Orientierung und ein Mindestmaß an Rechtssicherheit, ersetzt aber nicht die kommunale 

Entscheidungspflicht

• Aber: nur anwendbar, wenn sie durch den jeweiligen Rat als Satzung beschlossen wurde!
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Und wenn keine Satzung beschlossen wurde?
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Abs. 1: Konsequenzen für die Praxis

• Vorgaben der VOB/A und UVgO entfalllen → Herausforderung für öffentliche Auftraggeber in NRW ihre  

Vergabeverfahren anhand fünf abstrakter Grundsätze zu gestalten:

• Wirtschaftlichkeit,

• Effizienz,

• Sparsamkeit,

• Transparenz und

• Gleichbehandlung.

• außerdem: Vorgaben aus dem allgemein geltenden Recht weiterhin zu beachten
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Wann handelt Kommune wirtschaftlich, effizient und sparsam?

• § 75 Abs. 1 S. 3 GO NRW: Pflicht zur wirtschaftlichen, effizienten und sparsamen Haushaltsführung → 

Leistungen dürfen nur zu marktüblichen Preisen beauftragt werden

• Wann liegen marktübliche Preise vor?

➢ Kommunen dürfen Qualitäten und Preise vergleichen →z.B. Internetangebote, Kataloge, 

Prospekte, etc.

➢ wenn marktübliche Preise nicht existieren oder nicht ermittelbar sind: Einholung von 

Vergleichsangebote

➢ Preisangaben aus früheren Aufträgen sind ausreichend, wenn sich die Marktlage nicht geändert 

hat

➢ bei Rückgriff auf frühere Aufträge anderer Kommunen nur möglich, wenn Unternehmen der 

Weitergabe der Informationen zustimmt
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Vorbereitung der Vergabe

• Feststellung und Definition des Beschaffungsgegenstandes in den Fachabteilungen wie üblich

• Schätzung des Wertes des Auftragsgegenstandes wie bisher nach § 3 VgV

➢ Man darf den geschätzten Auftragswert nicht in der Absicht berechnen, die EU-Schwellenwerte zu 

umgehen

➢ Vertragsverlängerungen, Optionen, etc. müssen bei der Berechnung berücksichtigt werden

➢ bei Rahmenvereinbarung muss die voraussichtliche Summe aller Einzelaufträge während der 

Vertragslaufzeit berücksichtigt werden

• Prüfung Binnenmarktrelevanz, wenn geschätzter Auftragswert unterhalb der EU - Schwellenwerte liegt
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Vorbereitung der Vergabe

• Entscheidung über Gesamtvergabe bzw. Aufteilung in Fach- oder Teillose

• Wegfall des Grundsatzes der Produktneutralität

➢ Produkte bestimmter Marken oder einer bestimmten Herkunft dürfen verlangt werden, wenn ein 

sachlicher Grund vorliegt

➢ Sachlicher Grund z.B. kurze Lieferzeiten, geringe Transportkosten oder auch schnelle 

Reaktionszeiten

• Dokumentation inkl. Angabe der wesentlichen Entscheidungsgründe
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Auswahl des Vergabeverfahrens

• Dürfen die bekannten Bezeichnungen der Verfahrensarten aus VOB/A und UVgO noch verwendet 

werden?

➢ wohl ja, aber ohne Bezug auf VOB/A und UVgO 

➢ zur Vermeidung von Missverständnissen und Angriffspunkten sollte man dies vermeiden!

• Auswahl jeweils Einzelfallentscheidung 

➢ z.B. Auftragswert, Schnelligkeit, Einschätzung der Wichtigkeit des größtmöglichen Wettbewerbs 

➢ Erfordernis von Verhandlungen über Vertragsgegenstand

• Dokumentation der Einzelfallentscheidungen und der wesentlichen Entscheidungsgründe
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Ausgestaltung des Vergabeverfahrens

• die Ausgestaltung des jeweiligen Vergabeverfahrens darf von den Vorgaben der VOB/A und UVgO 

abweichen

➢ Verhandlungen, insbesondere über den Preis, sind immer zulässig

➢ Auftragsverlängerungen sind auch über die bisherigen zeitlichen Grenzen möglich → aber Grenze 

durch Auftragswertschätzung 

• wie bisher:

➢ Festlegung von Eignungs- und Zuschlagskriterien vorab und Kommunikation gegenüber den 

Bietern; gleiche Kriterien für alle Bieter

➢ ebenso: Fristen

➢ fest gelegte Kriterien müssen Grundlage der Vergabeentscheidung sein, keine Berücksichtigung 

sachfremder Erwägungen

➢ Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot
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Ausgestaltung des Vergabeverfahrens

WICHTIG: transparentes und diskriminierungsfreies Vergabeverfahren

• intransparentes oder gar willkürliches Verhalten im Vergabeverfahren ist im Eigeninteresse zu vermeiden!

➢ kann zu Schadensersatzforderungen führen 

➢ diese können bis zu 3 Jahre ab Ende des Jahres, in dem das intransparente Verfahren 

durchgeführt wurde und der unterlegene Bieter hiervon Kenntnis erhalten hat, geltend gemacht 

werden
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„Bekanntmachung“ der Ausschreibung?

• Bei Binnenmarktrelevanz zwingend, ansonsten nicht! (Einschränkung = Satzung!)

• Veröffentlichung der Vergaben ggf. auf eigener Internetseite oder Marktplätzen meist ausreichend, in 

Fällen knapp unter dem Schwellenwert vorsichtshalber TED

• Binnenmarktrelevanz rechtfertigt die Veröffentlichung immer, es bedarf keiner Satzung 

1511.12.2025 www.lenz-johlen.de



(P) Fördermittel

• vorrangig gelten immer die konkreten Festlegungen im Zuwendungsbescheid!

• enthält der Zuwendungsbescheid keine konkreten Festlegungen, sollten die Nebenbestimmungen und/oder die 
geltenden Fördermittelrichtlinien, darauf hin überprüft werden, ob sie eine dynamische oder statische 
Verweisung enthalten

• Die Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-G NRW) enthalten für Kommunen eine dynamische Verweisung 

➢  ab 01.01.2026 ist auch bei Fördermitteln der § 75a GO NRW anwendbar

➢ ACHTUNG: bei weitergeleiteten Fördermitteln, z.B. im Kita-Bereich, und kofinanzierten Vorhaben sind 
ggf. in der Regel die ANBest-P anwendbar und diese enthalten eine statische Verweisung auf die VOB/A 
1. Abschnitt und UVgO

• EU-Fördermittel: auch im Unterschwellenbereich können besondere EU-Regelungen gelten → gesonderte 
Prüfung erforderlich

• WICHTIG: für bereits im Jahr 2025 begonnene Vergaben gilt bis zu deren Abschluss das bis zum 
       31.12.2025 geltende Unterschwellenvergaberecht
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(P) Interne Dienstanweisungen

• interne Dienstanweisungen sind nicht mehr anwendbar, sofern sie Einschränkungen der „Durchführung“ 

von Vergaben enthalten, z.B.:

➢ Verweis auf VOB/A 1. Abschnitt oder UVgO

➢ Anweisung, eine bestimmte Vergabeart zu wählen (offenes Verfahren etc.)

➢ Wertgrenzenregelungen

• aber: organisationsinterne Vorgaben bei der Durchführung von Vergaben schränken nicht ein, z.B.

➢ Regelungen zur Zuständigkeit innerhalb der Verwaltung

➢ Regelungen zur Anwendung eines VMS (str.! Nur sofern durch diese keine „mittelbare“ 

Einschränkung erfolgt, z.B. Verweise auf VOB/A und UVgO und rein intern bleibt! ACHTUNG: 

Kommunikationspflicht über Plattform schränkt laut FAQ-Liste NRW ein = Satzung!)
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(P) Interne Dienstanweisungen

• Faustformel: 

➢ alles nach außen wirkende = Satzung

➢ alles rein intern wirkende = Dienstanweisung

• gpa NRW (Gemeindeprüfungsanstalt) hat eine Muster-Dienstanweisung herausgegeben:

➢ https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-

vergabedienstanweisung

1811.12.2025 www.lenz-johlen.de

https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung
https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung
https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung
https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung
https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung
https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung
https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung
https://gpanrw.de/service/vergabe-korruptionspravention/aktuelles-muster-vergabedienstanweisung


Alles zu unsicher? Notfallplan „Übergangssatzungen“

• Eine „Ü-Satzung“ kann mit sehr wenig Inhalt sehr viel regeln, z.B.

➢ „Die VOB/A 1. Abschnitt und die UVgO sind bei allen Vergaben anzuwenden“

oder

➢ „Die Dienstanweisung vom *** bzgl. der Anwendung von Vergabevorschriften ist weiterhin 
anzuwenden“.

oder

➢ „Die Dienstanweisung vom *** bzgl. der Anwendung von Vergabevorschriften ist mit Ausnahme der 
strengen Anwendungspflicht der VOB/A 1. Abschnitt und UVgO in Ziffer ** weiterhin anzuwenden“.
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Und was kann passieren?

• Wenn keine Satzung beschlossen wurde und dennoch über Dienstanweisung oder anderweitig die 

Durchführung eingeschränkt wird:

➢ Primärrechtsschutz der Bieter: Verstoß gegen § 75a GO NRW, wenn Interesse am Verfahren: ggf. 

Aufsichtsbeschwerde mit Abhilfeverfahren, ggf. auch Klage vor Verwaltungsgericht denkbar, 

aber: was ist die Zielsetzung? Ohne Einschränkung kann direkt am Bieter vorbei vergeben werden!

➢ „Abmahn-Organisationen“? Eher nein, subjektives Recht dürfte wohl fehlen

➢ Sekundärrechtsschutz der Bieter: Solange kein Verstoß gegen Grundsätze des § 75a Abs. 1 GO 

NRW wohl kein Anspruch auf Schadensersatz
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